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Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die gemeinsame Marktord- 
nung für Reis 

eine Verordnung des Rats über die Regelung für Reis und 
Bruchreis mit Ursprung in den assoziierten Staaten und 
Madagaskar und den überseeischen Ländern und Gebieten. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 5. Mai 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen; die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihren Vorschlägen übermittelten Begründungen beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung 
des gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse muß die Gesaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, die vor allem 
eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte, 
die für die einzelnen Erzeugnisse verschiedene For- 
men annehmen kann, umfassen muß. 

In der Verordnung Nr. 16/64/EWG ') wird be- 
stimmt, daß die gemeinsame Marktorganisation für 
Reis ab 1964 schrittweise errichtet wird; die auf 
diese Weise geschaffene Marktorganisation umfaßt 
im wesentlichen für die Erzeugermitgliedstaaten die 
jährliche Festsetzung von „Richtpreisen“, die vor 
der Winteraussaat veröffentlicht werden, damit sich 
die Erzeuger in ihren Anbauplänen danach richten 
können, und nach Maßgabe des Richtpreises die 
Festsetzung eines „Interventionspreises", zu dem 
die zuständigen Stellen den ihnen angebotenen Roh- 
reis aufkaufen müssen, und eines „Schwellen- 
preises", auf den der Preis der eingeführten Erzeug- 
nisse durch eine veränderliche „Abschöpfung" 
gebracht werden muß; für die Mitgliedstaaten ohne 
eigene Reiserzeugung umfaßt diese Marktorgani- 
sation im wesentlichen die jährliche Festsetzung 
eines gemeinsamen „Schwellenpreises", der für das 
erste Jahr nach Maßgabe des auf dem Weltmarkt 
festgestellten Preises festgesetzt wird und auf den 
der Preis der eingeführten Erzeugnisse durch eine 
veränderliche „Abschöpfung" gebracht werden muß. 

In Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG ist eine schrittweise Annäherung der Richt- 
preise und eine schrittweise Annäherung der 
Schwellenpreise vorgesehen, damit am Ende der 
Übergangszeit ein einheitlicher Richtpreis und ein 
einheitlicher Schwellenpreis bestehen; unter Berück- 
sichtigung des unter gewissen Aspekten der Erzeu- 
gung und der Verwertung bestehenden Zusammen- 
hangs zwischen Getreidemarkt und Reismarkt wird 
jedoch im Zuge der Einführung einer einheitlichen 
Getreidepreisregelung für die Gemeinschaft im 


x ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 574/64 


Wirtschaftsjahr 1967/68 im gleichen Jahr auch eine 
einheitliche Preisregelung für Reis geschaffen. 

Auf Grund der durch die Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG eingeführten Preismechanismen hängt die Ver- 
wirklichung eines einheitlichen Reismarktes für die 
gesamte Gemeinschaft nicht nur vom Abbau aller 
Behinderungen des freien Warenverkehrs inner- 
halb der Gemeinschaft und der Einführung eines 
einheitlichen Schutzes an ihren Außengrenzen, son- 
dern auch von der Einführung eines Systems ab, 
das, wie in Artikel 22 der Verordnung Nr 16/64/ 
EWG vorgesehen, einen für die gesamte Gemein- 
schaft geltenden Grundrichtpreis für geschälten Reis, 
einen einheitlichen Schwellenpreis, der so fest- 
zulegen ist, daß der Verkaufspreis für das ein- 
geführte Erzeugnis auf dem Markt des Handels- 
platzes der Zone mit dem größten Zuschußbedarf 
der Gemeinschaft dem Grundrichtpreis entspricht, 
Interventionspreise, die nach Maßgabe der abge- 
leiteten Richtpreise festgesetzt werden, einen ein- 
heitlichen Schwellenpreis für Bruchreis und eine ein- 
heitliche Abschöpfung gegenüber dritten Ländern 
umfaßt. Auf Grund der seit dem 1. September 1964 
gewonnenen Erfahrungen empfiehlt es sich jedoch, 
die Interventionspreise anhand des Grundrichtprei- 
ses festzulegen. In der durch die Verordnung 
Nr. 16/64/EWG geschaffenen Regelung sind daher 
die erforderlichen Änderungen vorzunehmen. 

Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die in 
Artikel 39 des Vertrages genannten Ziele zu ver- 
wirklichen; die Notwendigkeit, die Märkte zu sta- 
bilisieren und der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, 
erfordert insbesondere auf dem Reissektor, daß die 
Marktinterventionsmaßnahmen zwar weiterhin von 
den Interventionsstellen getroffen werden, gleich- 
zeitig aber vereinheitlicht werden, damit sie den 
freien Reishandel innerhalb der Gemeinschaft nicht 
behindern. 

Dieser freie Handel wird dazu beitragen, daß die 
Überschüsse der Produktionsgebiete und der Fehl- 
bedarf der Zuschußgebiete ausgeglichen werden 
können; um diesen Ausgleich nicht zu behindern, 
sind vom Grundpreis abgeleitete Interventions- 
preise in der Weise festzulegen, daß die Unter- 
schiede zwischen ihnen das Gefälle widerspiegeln, 
das sich bei normaler Ernte auf Grund der natür- 
lichen Bedingungen der Marktpreisbildung ergibt, 
und Angebot und Nachfrage auf diesem Markt sich 
frei ausgleichen können. 

Auf Grund der besonderen Marktlage bei Ge- 
treide- und Kartoffelstärke und insbesondere mit 
Rücksicht darauf, daß für die Industrie im Verhält- 
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nis zu den Preisen der Substitutionserzeugnisse 
wettbewerbsfähige Preise beibehalten werden müs- 
sen, ist dafür zu sorgen, daß dieser Industrie der 
benötigte Bruchreis durch eine Erstattung bei der 
Erzeugung zu einem niedrigeren Preis zur Ver- 
fügung gestellt werden kann, als er sich bei An- 
wendung der Abschöpfungen und gemeinsamen 
Preise ergeben würde. Auf Grund der besonderen 
Marktlage bei Quellmehl ist für Bruchreis zur Quell- 
mehlherstellung eine ähnliche Maßnahme vorzu- 
sehen. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Reismark- 
tes für die Gemeinschaft erfordert neben einer ein- 
heitlichen Preisregelung die Einführung einer ein- 
heitlichen Handelsregelung an ihren Außengren- 
zen; neben dem Interventionssystom trägt eine 
Handelsregelung mit einem Abschöpfungs- und 
Ausfuhrerstattungssystem gleichfalls zu einer Stabi- 
lisierung des Gemeinschaftsmarktes auf dem vor- 
gesehenen Stand bei, indem sie insbesondere ver- 
meidet, daß sich die Höhe der Weltmarktpreise und 
deren Schwankungen auf die Preise innerhalb der 
Gemeinschaft übertragen; es empfiehlt sich daher, 
die Erhebung einer Abschöpfung bei der Einfuhr 
aus dritten Ländern und die Zahlung einer Erstat- 
tung bei der Ausfuhr nach diesen Ländern vorzu- 
sehen, die beide den Unterschied zwischen den 
Preisen innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft 
ausgleichen sollen. 

Die Berechnung dieser Abschöpfung und dieser 
Erstattung kann auf der Grundlage der jeweiligen 
Preise der repräsentativsten Erzeugnisse des Reis- 
sektors, d. h. der Preise für geschälten Reis, voll- 
ständig geschliffenen Reis und Bruchreis, erfolgen; 
die Berechnung der Abschöpfung und der Erstattung 
für Reis anderer Verarbeitungsstufen kann auf der 
Grundlage der Abschöpfung und der Erstattung für 
das der betreffenden Verarbeitungsstufe nächst- 
liegende der drei Erzeugnisse erfolgen; bei der 
Berechnung der Abschöpfung für halbgeschliffenen 
und vollständig geschliffenen Reis sowie für die 
dieser Verordnung unterliegenden Reisverarbei- 
tungserzeugnisse ist außerdem die Notwendigkeit 
eines gewissen Schutzes der Verarbeitungsindustrie 
der Gemeinschaft zu berücksichtigen. Ergänzend zu 
dem oben beschriebenen System ist in dem für ein 
ordnungsgemäßes Funktionieren der Ausfuhrerstat- 
tungsregelung erforderlichen Maße die Möglichkeit 
vorzusehen, die Inanspruchnahme des sogenannten 
aktiven Veredelungs Verkehrs zu regeln, und, soweit 
es die Marktlage erfordert, zu untersagen. 

Die zuständigen Behörden müssen in die Lage 
versetzt werden, zwecks Beurteilung der Markt- 
entwicklung den Warenverkehr ständig zu ver- 
folgen, um gegebenenfalls die gebotenen Maßnah- 
men anwenden zu können, die in dieser Verord- 
nung vorgesehen sind; zu diesem Zweck ist die 
Erteilung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen in Ver- 
bindung mit der Stellung einer Kaution vorzusehen, 
welche die Durchführung der Geschäfte garantiert, 
für die diese Lizenzen beantragt werden. 

Dank der Abschöpfungsregelung kann auf alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft verzichtet werden. Der Mechanis- 


mus der gemeinsamen Preise und Abschöpfungen 
kann jedoch in Ausnahmefällen außer Wirkung 
gesetzt werden. Damit der Gemeinschaftsmarkt in 
solchen Fällen nicht ohne Schutz gegen daraus mög- 
licherweise entstehende Störungen bleibt, nachdem 
die zuvor bestehenden Einfuhrhemmnisse beseitigt 
worden sind, muß die Gemeinschaft in die Lage ver- 
setzt werden, rasch alle erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes 
für Reis erfordert definitionsgemäß die Beseitigung 
aller Hindernisse des freien Verkehrs der betreffen- 
den Waren an den Binnengrenzen der Gemein- 
schaft; desgleichen ist die Beseitigung aller Hinder- 
nisse, die die Mitgliedstaaten den Käufern und Ver- 
käufern dieser Erzeugnisse hinsichtlich der freien 
Wahl ihrer Vertragspartner entgegenstellen könn- 
ten, vorzusehen, um die Anpassung von Angebot 
und Nachfrage zu erleichtern. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes, 
der auf einem gemeinsamen Preissystem beruht, 
würde durch die Gewährung gewisser Beihilfen in 
Frage gestellt. Die Bestimmungen über die Gewäh- 
rung von Beihilfen in der Landwirtschaft wurden 
in der Verordnung Nr. 26, geändert durch die Ver- 
ordnung Nr / 67/EWG, beschlossen. 

Mit Rücksicht auf die geographische Lage und die 
sozialen Verhältnisse der französischen Übersee- 
departements muß die Möglichkeit vorgesehen wer- 
den, eine Beihilfe zu gewähren, die den Zweck hat, 
den Verbraucherpreis für Reis, der das Hauptnah- 
rungsmittel der Bevölkerung in diesen Gebieten ist, 
zu senken. 

Der Übergang von der Regelung der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG zu der sich aus dieser Verordnung 
ergebenden geänderten Regelung muß sich unter 
den besten Bedingungen vollziehen. Zu diesem 
Zweck sieht die Verordnung Nr. . . ./67/EWG 
bereits gewisse Übergangsmaßnahmen vor; andere 
Übergangsmaßnahmen können sich als erforderlich 
erweisen. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Reis muß 
zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des Ver- 
trags genannten Zielen in geeigneter Weise Rech- 
nung tragen. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorzusehen, durch das im Rahmen des Verwaltungs- 
ausschusses für Getreide eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 
herbeigeführt wird — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die gemeinsame Marktorganisation für Reis um- 
faßt eine Preis- und Handelsregelung und gilt für 
die nachstehenden Erzeugnisse: 
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Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

a) ex 10.06 A 

Reis in der Strohhülse 

ex 10.06 A 

Reis als nur enthülste 


Körner 

10.06 B 

Reis, geschliffen, auch 


poliert oder glasiert 

b) 10.06 C 

Bruchreis 

c) 11.01 D 

Mehl von Reis 

ex 11.02 A III b 

Grobgrieß und Feingrieß 


von Reis 

11.08 A III 

Stärke von Reis 


2. Im Sinne dieser Verordnung sind Reis, Rohreis 
(Paddy-Reis), geschälter Reis, halbgeschliffener Reis, 
vollständig geschliffener Reis, rundkörniger Reis, 
langkörniger Reis und Bruchreis die im Anhang zu 
dieser Verordnung definierten Erzeugnisse. 


TITEL I 

Preisregelung 
Artikel 2 

1. Für die Gemeinschaft wird jährlich vor dem 

1. September für das im folgenden Jahr beginnende 
Getreidewirtschaftsjahr ein Grundrichtpreis für ge- 
schälten Reis festgesetzt. 

2. Dieser Preis wird für rundkörnigen Reis einer 
Standardqualität festgesetzt. 

3. Dieser Preis wird für Duisburg als Einkaufspreis 
des Großhandels, ohne Steuern in dieser Stufe, für 
Ware in loser Schüttung bei freier Anlieferung an 
das Lager, nicht abgeladen, festgesetzt. 

4. Der in diesem Artikel genannte Preis und die für 
ihn maßgebende Standardqualität werden nach dem 
Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags 
festgesetzt. 

Artikel 3 

Das Reiswirtschaftsjahr beginnt für alle in Arti- 
kel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse am 1. Sep- 
tember und endet am 31. August des folgenden 
Jahres. 

Artikel 4 

1. Um den Erzeugern zu gewährleisten, daß der 
Marktpreis nicht unter ein Mindestniveau sinkt, 
werden für die Gemeinschaft Interventionspreise 
für Rohreis festgesetzt. 


2. Diese Preise werden für rundkörnigen Rohreis 
einer bestimmten Standardqualität derselben Sorte, 
in der gleichen Stufe und zu den gleichen Bedingun- 
gen wie der Grundinterventionspreis für geschälten 
Reis festgesetzt. 

3. Die Interventionspreise für Arles und Vercelli 
werden vom Grundrichtpreis für geschälten Reis ab- 
geleitet, indem dieser auf Rohreis umgerechnet und 
um 4 v. H. gesenkt wird. Um innerhalb der Gemein- 
schaft den freien Verkehr von Reis gemäß dem Be- 
darf des Marktes zu ermöglichen, wird die Höhe der 
abgeleiteten Interventionspreise so festgesetzt, daß 
sie untereinander und vom Grundrichtpreis so weit 
abweichen, wie es den im Fall einer normalen Ernte 
und unter natürlichen Preisbildungsbedingungen 
auf dem Markt zu erwartenden Preisunterschieden 
entspräche. 

Für die übrigen wichtigen Handelsplätze der 
Überschußgebiete der Gemeinschaft gelten 

— der für Arles festgesetzte Interventionspreis im 
Falle der in Frankreich gelegenen Handelsplätze, 

— der für Vercelli festgesetzte Interventionspreis 
im Falle der in Italien gelegenen Handelsplätze. 

4. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags jährlich vor dem 1. Mai für 
das folgende Reiswirtschaftsjahr die für Arles und 
Vercelli geltenden Interventionspreise fest. 

5. Vor dem 1. Mai 1967 werden nach dem in Ab- 
satz 2 genannten Verfahren die Regeln für die Be- 
stimmung der neben Arles und Vercelli vorgesehe- 
nen Handelsplätze und die für die Interventions- 
preise maßgebende Standardqualität festgesetzt. 

6. Die in Absatz 3 vorgesehenen Handelsplätze 
werden nach Anhörung der betreffenden Mitglied- 
staaten vor dem 1. Juli eines jeden Jahres für das 
folgende Reiswirtschaftsjahr nach dem Verfahren 
des Artikels 25 festgelegt. 

Artikel 5 

1. Die von den Mitgliedstaaten zu bestimmenden 
Interventionsstellen sind während des ganzen Reis- 
wirtschaftsjahres verpflichtet, den ihnen angebote- 
nen Rohreis aufzukaufen, sofern die Angebote ge- 
wissen gemäß Absatz 5 festzulegenden Bedingun- 
gen, insbesondere hinsichtlich Güte und Menge, ent- 
sprechen. 

2. Die Interventionsstellen kaufen den Reis unter 
den nach Absatz 4 und 5 festzulegenden Bedingun- 
gen zu dem Interventionspreis, der an dem Plandels- 
platz gilt, für den der Rohreis angeboten wird. 

Weicht jedoch die Qualität des angebotenen Roh- 
reises von der für den IntervenLionspreis maßgeben- 
den Standardqualität ab, so wird der Interventions- 
preis durch Anwendung 

— von Berichtigungsbeträgen, die dem tatsächlichen 
Wertunterschied zwischen der für den Interven- 
tionspreis maßgebenden Standardqualität und 
den übrigen Qualitäten entsprechen, und 

— - von Zu- und Abschlägen berichtigt. 
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3. Die Interventionsstellen geben den von ihnen j 
nach Absatz 1 gekauften Rohreis zu den nach Ab- 
satz 4 und 5 festzulegenden Bedingungen für die i 
Ausfuhr nach dritten Ländern oder zur Versorgung | 
des Binnenmarkts ab. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Inter- 
ventionstätigkeit fest. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, und insbesondere 

— die Mindestqualität und Mindestmenge, die bei 
einer Intervention gefordert werden, 

— die Berichtigungsbeträge bei der Intervention, 

- — die Zu- und Abschläge bei der Intervention, 

— - die Verfahren und die Bedingungen für die Über- 
nahme durch die Interventionsstellen, 

— die Verfahren und die Bedingungen für die Ab- 
gabe durch die Interventionsstellen 

werden nach dem Verfahren des Artikels 25 festge- 
setzt. 

Artikel 6 

1. Für den Richtpreis und für die Interventions- 
preise für Reis werden für das ganze oder einen 
Teil des Reiswirtschaftsjahrs monatliche Zuschläge 
festgesetzt. 

2. Bei der Festsetzung der Anzahl, des ersten Mo- 
nats der Anwendung und der Höhe der monatlichen 
Staffelungen sind einerseits die Lager- und Kredit- 
kosten für die Reislagerung in der Gemeinschaft und 
andererseits die Notwendigkeit eines den Bedürfnis- 
sen des Markts entsprechenden Reisabsatzes zu be- 
rücksichtigen. 

3. Die monatlichen Preiszuschläge werden vor dem 

1. Mai eines jeden Jahres für das folgende Reiswirt- 
schaftsjahr nach dem Verfahren des Artikels 25 fest- 
gesetzt. 

Artikel 7 

1. Für die am Ende des Reiswirtschaftsjahrs vor- 
handenen Bestände an Reis aus der Ernte der Ge- 
meinschaft kann, sofern sie eine bestimmte Mindest- 
menge überschreiten, von den Interventionsstellen 
eine Ubergangsvergütung gewährt werden. 

2. Diese Übergangsvergütung entspricht höchstens 
dem Unterschied zwischen dem Grundrichtpreis des 
letzten Monats des Reiswirtschaftsjahrs und dem 
Grundrichtpreis des ersten Monats des neuen Wirt- 
schaftsjahres. 

Die Übergangsvergütung entspricht jedoch dem 
genannten Unterschied, wenn der Reis zwischen dem 
1. September und einem nach Absatz 4 zu bestim- | 
menden Zeitpunkt ausgeführt wird. 

3. Der Rat setzt jährlich vor dem 1. Juli auf Vor- j 
schlag der Kommission nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags den 


Betrag der in Absatz 2 Unterabsatz 1 vorgesehenen 
Übergangsvergütung fest. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel und insbesondere die Mindestmenge, von der 
ab für einen Lagerbestand eine Übergangsvergütung 
gewährt werden kann, werden nach dem Verfahren 
des Artikels 25 festgelegt. 

Artikel 8 

1. Für Bruchreis zur Herstellung von Stärke oder 
Quellmehl — einem im Anhang zu dieser Verord- 
nung definierten Erzeugnis — wird eine Erstattung 
bei der Erzeugung gewährt. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel und insbesondere den 
Betrag der Erstattung bei der Erzeugung fest. 


TITEL II 

Regelung des Handels mit dritten Ländern 
Artikel 9 

1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse in die Gemeinschaft sowie für 
alle Ausfuhren dieser Erzeugnisse aus der Gemein- 
schaft ist die Vorlage einer Einfuhr- bzw. Ausfuhr- 
lizenz erforderlich, die von den Mitgliedstaaten auf 
Antrag, unabhängig vom Wohnsitz des Antragstel- 
lers in der Gemeinschaft erteilt wird. 

Diese Lizenzen gelten ab 1. September 1968 für 
in der Gemeinschaft getätigte Ein- bzw. Ausfuhren. 
Bis zu diesem Zeitpunkt sind diese Lizenzen nur für 
Ein- bzw. Ausfuhren gültig, die in dem ausstellen- 
den Mitgliedstaat getätigt werden. 

2. Die Gültigkeitsdauer der Lizenzen und die ande- 
ren Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 25 festge- 
legt. 

Artikel 10 

1. Bei der Einfuhr von geschältem Reis, vollständig 
geschliffenem Reis und Bruchreis wird eine Ab- 
schöpfung erhoben, die für jedes Erzeugnis dem um 
den Cif-Preis verminderten Schwellenpreis ent- 
spricht. 

2. Bei der Einfuhr von Rohreis wird eine Abschöp- 
fung erhoben, die der nach Maßgabe der Umrech- 
nungssätze berichtigten Abschöpfung für geschälten 
Reis entspricht. 

3. Bei der Einfuhr von halbgeschliffenem Reis 
wird eine Abschöpfung erhoben, die der nach Maß- 
gabe der Umrechnungssätze berichtigten Abschöp- 
fung für vollständig geschliffenen Reis entspricht. 

4. Die Kommission setzt die in diesem Artikel ge- 
nannten Abschöpfungen fest. 
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Artikel 11 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
stabe c) genannten Erzeugnisse wird eine Abschöp- 
fung erhoben, die sich aus zwei Teilbeträgen zusam- 
mensetzt: 

a) aus einem beweglichen Teilbetrag, der pauschal 
festgesetzt und geändert werden kann und der 
Auswirkung des Abschöpfungsbetrags, der für 
das bei der Herstellung dieser Erzeugnisse ver- 
wendete Grunderzeugnis festgesetzt ist, auf die 
Gestehungskosten der verarbeiteten Erzeugnisse 
entspricht; der sich hieraus ergebende Betrag 
wird entsprechend den Änderungen des für die- 
ses Grunderzeugnis geltenden Abschöpfungsbe- 
trags geändert; 

b) aus einem festen Teilbetrag, der mit Rücksicht 
auf den der Verarbeitungsindustrie zu gewäh- 
renden Schutz bestimmt wird. 

2. Entsprechen die tatsächlichen Angebote aus drit- 
ten Ländern für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
stabe c) genannten Erzeugnisse nicht den Preisen, 
die sich aus dem um die Verarbeitungskosten erhöh- 
ten Preis des Grunderzeugnisses ergibt, aus denen 
sie hergestellt sind, so kann der nach Absatz 1 be- 
stimmte Abschöpfungsbetrag um einen Zusatzbe- 
trag erhöht werden, der nach dem Verfahren des 
Artikels 25 festgesetzt wird. 

3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 

dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Durchführungsbestimmungen j 
zu diesem Artikel fest. i 

4. Die Kommission setzt die in Absatz 1 genannten 
Abschöpfungen fest. 

Artikel 12 

1. Die zu erhebende Abschöpfung entspricht der 
am Tag der Einfuhr geltenden Abschöpfung. 

2. Bei Reis und Bruchreis wird jedoch auf Grund 
eines bei der Beantragung der Einfuhrlizenz zu stel- 
lenden Antrags der Abschöpfungsbetrag, der am 
Tag der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer 
Einfuhrlizenz gilt und nach Maßgabe des zum vor- 
gesehenen Monat der Einfuhr gültigen Schwellen- 
preises zu berichtigen ist, auf ein Einfuhrgeschäft 
angewandt, das während der Gültigkeitsdauer die- 
ser Einfuhrlizenz durchgeführt werden soll. 

In diesem Fall wird der Abschöpfungsbetrag durch 
eine Prämie ergänzt, die zum gleichen Zeitpunkt wie 
der Abschöpfungsbetrag festgesetzt wird. 

3. Die Bestimmungen des Absatzes 2 können nach 
dem Verfahren des Artikels 25 ganz oder teilweise 
auf jedes der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) ge- 
nannten Erzeugnisse ausgedehnt werden. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Durchführungsbestimmungen 
zu Absatz 2 und insbesondere die Regeln für die 
Festsetzung der Prämiensätze sowie die Maßnahmen 


fest, die im Fall besonderer Umstände und in den 
Fällen, in denen die Einfuhr nicht in dem vorgese- 
henen Monat durchgeführt wird, anzuwenden sind. 

5. Die Prämiensätze werden von der Kommission 
festgesetzt. 


Artikel 13 

1. Für die Gemeinschaft werden jährlich vor dem 

1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr gleich- 
zeitig festgesetzt: 

— ein Schwellenpreis für geschälten Reis, 

— - ein Schwellenpreis für geschliffenen Reis. 

2. Der Schwellenpreis für geschälten Reis wird so 
festgesetzt, daß der Verkaufspreis für eingeführten 
geschälten Reis auf dem Markt von Duisburg unter 
Berücksichtigung der Qualitätsunterschiede dem 
Grundrichtpreis für dieses Erzeugnis entspricht. Der 
Schwellenpreis wird um die monatlichen Zuschläge 
erhöht, die nach Artikel 6 für die Richtpreise festge- 
setzt werden. 

Er wird für Rotterdam für die gleiche Standard- 
qualität wie der Grundrichtpreis für geschälten Reis 
berechnet und gilt an allen Übergangsstellen der 
Außengrenze der Gemeinschaft. 

3. Der Schwellenpreis für vollständig geschliffenen 
Reis wird vom Schwellenpreis für geschälten Reis 
abgeleitet, der nach Maßgabe der Umrechnungs- 
sätze, der Verarbeitungskosten und des Werts der 
Nebenprodukte berichtigt und um einen Betrag er- 
höht wird, der mit. Rücksicht auf den der Reisverar- 
beitungsindustrie zu gewährenden Schutz festgelegt 
wird. 

Es wird für Rotterdam für die gleiche Standard- 
qualität wie der Schwellenpreis für geschälten Reis 
unter Berücksichtigung der im vorstehenden Unter- 
absatz genannten Berichtigungen berechnet und gilt 
an allen Übergangsstellen der Außengrenze der Ge- 
meinschaft. 

4. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags den in Absatz 2 genannten 
Preis und den in Absatz 3 genannten Betrag fest. 

5. Der in Absatz 3 genannte Schwellenpreis für ge- 
schliffenen Reis wird nach dem Verfahren des Arti- 
kels 25 festgesetzt. 


Artikel 14 

1. Für die Gemeinschaft wird jährlich vor dem 

1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr ein 
Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. 

2. Dieser Preis wird festgesetzt zwischen: 

a) einer oberen Grenze, die dem für das gleiche 
Wirtschaftsjahr geltenden Schwellenpreis für ge- 
schälten Reis 

— zuzüglich der Hälfte der Summe der anzu- 
wendenden monatlichen Zuschläge und 
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— abzüglich des Vomhundertsatzes entspricht, 
um den das Mittel der in der Zeit vom 1. Sep- 
tember 1964 bis zum 31. August 1966 für Rot- 
terdam ermittelten Cif-Preise für Bruchreis 
unter dem Mittel der in der gleichen Zeit für 
Rotterdam ermittelten Cif-Preise für geschäl- 
ten Reis lag; 

b) einer unteren Grenze, die dem für das gleiche 
Wirtschaftsjahr geltenden Schwellenpreis für 
Mais 

— zuzüglich der Hälfte der Summe der anzuwen- 
denden monatlichen Zuschläge und 

— zuzüglich des Vomhundertsatzes entspricht, 
um den das Mittel der in der Zeit vom 1. Sep- 
tember 1964 bis zum 31. August 1966 für Rot- 
terdam ermittelten Cif-Preise für Bruchreis 
über dem Mittel der in der gleichen Zeit für 
Rotterdam ermittelten und für Mais in Säcken 
berichtigten Cif-Preise für Mais lag. 

3. Ändert sich die Entwicklung des Weltmarkts für 
geschälten Reis, Mais und Bruchreis während minde- 
stens sechs Monaten erheblich gegenüber der in 
Durchführung von Absatz 2 festgestellten Lage, so 
wird ein abweichender Bezugszeitraum festgesetzt. 

4. Der Schwellenpreis für Bruchreis wird für Rot- 
terdam für eine Standardqualität festgesetzt, die der 
Normalqualität von Bruchreis aus der Reisindustrie 
der Gemeinschaft entspricht. 

5. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags fest: 

a) den in diesem Artikel genannten Preis und die 
für diesen Preis maßgebende Standardqualität; 

b) gegebenenfalls einen von Absatz 2 abweichen- 
den Bezugszeitraum. 

Artikel 15 

1. Für Rotterdam wird berechnet: 

— ein Cif-Preis für geschälten Reis, 

— - ein Cif-Preis für vollständig geschliffenen Reis, 

— ein Cif-Preis für Bruchreis. 

2. Diese Cif-Preise werden für Ware in loser Schüt- 
tung berechnet. Dabei werden die günstigsten Ein- 
kaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt berücksich- 
tigt, die für jedes Erzeugnis an Hand der Notierun- 
gen oder Preise dieses Markts ermittelt werden, die 
nach etwaigen Qualitätsunterschieden gegenüber 
der für den Schwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität berücksichtigt werden. 

Die Cif-Preise werden außerdem berechnet: 

a) für geschälten Reis unter Zugrundelegung der 
Notierungen oder Preise auf dem Weltmarkt für 
Rohreis, die nach Maßgabe der Umrechnungs- 
sätze, der Verarbeitungkosten und des Werts der 
Nebenprodukte sowie nach etwaigen Qualitäts- 
unterschieden gegenüber der für den Schwellen- 
preis für geschälten Reis maßgebenden Standard- 
qualität berichtigt werden; 


b) für vollständig geschliffenen Reis unter Zugrun- 
delegung der Notierungen oder Preise auf dem 
Weltmarkt für halbgeschliffenen Reis, die nach 
Maßgabe der Umrechnungssätze, der Verarbei- 
tungskosten und des Werts der Nebenprodukte 
sowie nach etwaigen Qualitätsunterschieden ge- 
genüber der für den Schwellenpreis für vollstän- 
dig geschliffenen Reis maßgebenden Standard- 
qualität berichtigt werden. 

3. Die Qualitätsunterschiede werden durch Berich- 
tigungsbeträge ausgedrückt, die dem tatsächlichen 
Wertunterschied zwischen der für den Schwellen- 
preis maßgebenden Standardqualität und den übri- 
gen Qualitäten entsprechen. 

4. Sind die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
nicht maßgebend für den Angebotspreis und liegt 
dieser Preis unter den Weltmarktpreisen, so gilt 
an Stelle des Cif-Preises — jedoch lediglich für die 
betreffenden Einfuhren — ein besonderer Cif-Preis, 
der unter Berücksichtigung des Angebotspreises be- 
rechnet wird. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem An- 
tikei, insbesondere die Berichtigungsbeträge und die 
Einzelheiten für die Berechnung der Cif-Preise, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 25 festgelegt. 

Artikel 16 

I 1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 auf- 
geführten Erzeugnisse in unverarbeitetem Zustand 
| oder in Form von Waren im Sinne des Anhangs B 
der Verordnung Nr. . . ./67/EWG auf der Grund- 
lage der Notierungen oder Preise auf dem Welt- 
markt für die erstgenannten Erzeugnisse zu ermög- 
lichen, kann, soweit erforderlich, der Unterschied 
zwischen diesen Notierungen oder Preisen und den 
Preisen der Gemeinschaft durch eine Erstattung bei 
der Ausfuhr gedeckt werden. 

2. Für jedes Erzeugnis ist die Erstattung für die 
gesamte Gemeinschaft gleich. Sie kann je nach Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die Erstattung wird auf Antrag gewährt. 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Gewäh- 
rung der Erstattungen bei der Ausfuhr und die Kri- 
terien für die Festsetzung des Erstattungsbetrags 
fest. 

Die Festsetzung der Erstattungen erfolgt in regel- 
mäßigen Abständen nach dem Verfahren des Arti- 
kels 25. Erforderlichenfalls kann die Kommission die 
Erstattungsbeträge zwischenzeitlich auf Antrag 
eines Mitgliedstaats oder von sich aus ändern. 

3. Der Rat setzt aus Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Er- 
stattungen fest, die im Weg der Ausschreibung ge- 
währt werden. Diese Regeln müssen gleichen Zu- 
gang und gleiche Behandlung der Beteiligten ge- 
währleisten. 
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4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 25 
festgelegt. 


Artikel 17 

1. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags für bestimmte in Artikel 1 
Absatz 1 genannte Erzeugnisse die Inanspruch- | 
nähme der Regelung für den aktiven Veredelungs- 
verkehr mit dritten Ländern untersagen. 

2. Nach dem in Absatz 1 genannten Verfahren wer- 
den die Regeln für den aktiven Veredelungsverkehr 
festgelegt, und zwar: 

a) hinsichtlich des Ausbeutesatzes für die Bestim- 
mung der Menge der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, die zur Herstellung der 
ausgeführten Verarbeitungswaren verwendet 
wurden; 

b) für die Anwendung der Abschöpfung hinsicht- 
lich der Bestimmung der Menge der verwendeten 
Erzeugnisse, die den im freien Verkehr befind- j 
liehen Verarbeitungswaren entspricht. 

3. Als Regelung für den aktiven Veredelungsver- 
kehr im Sinne dieses Artikels gelten sämtliche Be- 
stimmungen, die die Bedingungen festlegen, unter 
denen Erzeugnisse aus dritten Ländern in die Ge- 
meinschaft verarbeitet werden, die von den für sie 
geltenden Abschöpfungen befreit und zur Herstel- 
lung von für die Ausfuhr bestimmten Waren erfor- 
derlich sind. 

Artikel 18 

Nach dem Verfahren des Artikels 25 werden be- 
stimmt: 

a) die Umrechnungssätze zwischen 

— geschältem Reis und Rohreis, die bei der An- 
wendung von Artikel 4 Absatz 3, Artikel 10 
Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a) 
zu berücksichtigen sind; 

— geschältem Reis und geschliffenem Reis, die 
bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 3 
zu berücksichtigen sind; 

— geschliffenem Reis und halbgeschliffenem 
Reis, die bei der Anwendung von Artikel 10 
Absatz 3 und Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe b) 
zu berücksichtigen sind; 

b) die Verarbeitungskosten und der Wert der Ne- 
benprodukte, die bei der Anwendung von Arti- 
kel 4 Absatz 3, Artikel 13 Absatz 3 und Arti- 
kel 15 Absatz 2 Buchstaben a) und b) zu berück- 
sichtigen sind. 

Artikel 19 

1. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Ab- 
schöpfungen treten an die Stelle der Zölle des Ge- 
meinsamen Zolltarifs. I 


2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags beschlossener ab- 
weichender Bestimmungen sind untersagt: 

— die Erhebung von Abgaben zollgleicher Wir- 
kung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung, vor- 
behaltlich der Bestimmungen des Protokolls be- 
treffend das Großherzogtum Luxemburg. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie men- 
genmäßige Beschränkungen gilt u. a. die Begren- 
zung der Erteilung von Einfuhr- und Ausfuhrlizen- 
zen auf einen bestimmten Kreis von Empfangsbe- 
rechtigten. 


Artikel 20 

überschreitet der Cif-Preis eines oder mehrere 
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und b) ge- 
nannten Erzeugnisse erheblich den Schwellenpreis, 
so können die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden, sofern diese Lage andauern könnte und der 
Markt der Gemeinschaft dadurch gestört wird oder 
gestört zu werden droht. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Anwen- 
dung dieses Artikels fest. 


Artikel 21 

1. Wird der Markt der Gemeinschaft für eines oder 
mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren 
ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernst- 
lichen Störungen bedroht, die die Ziele des Arti- 
kels 39 des Vertrags gefährden könnten, so können 
im Handel mit dritten Ländern geeignete Maßnah- 
men angewandt werden, bis die tatsächliche oder die 
drohende Störung aufhört. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Durchführungsbestimmungen 
zum vorstehenden Absatz fest. 

2. Tritt die in Absatz 1 bezeichnete Situation ein, 
so beschließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten no- 
tifiziert und sind unmittelbar durchführbar. Ist die 
Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaats 
befaßt worden, so trifft sie innerhalb von zwei Ar- 
beitstagen nach dem Eingang des Antrags eine Ent- 
scheidung hierüber. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzügilch zusammen. Er kann 
die Entscheidung der Kommission unter Berücksich- 
tigung des Absatzes 1 nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags ändern 
oder aufheben. 
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TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 22 

1. Im Binnenhandel der Gemeinschaft sind unter- 
sagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung, 

— mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen des Protokolls betreffend das Groß- 
herzogtum Luxemburg, 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrages. 

2. Zum freien Verkehr in der Gemeinschaft wer- 
den diejenigen der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung 
irgendwelche Erzeugnisse verwendet werden, 
welche die in den Artikeln 9 Absatz 2 und 10 Ab- 
satz 1 des Vertrags genannten Bedingungen nicht 
erfüllen. 

3. Vorbehaltlich der mit Absatz 1 vereinbarten Be- 
stimmungen über die internen Rechtsbeziehungen 
der Genossenschaften und ähnlicher Zusammen- 
schlüsse behindern die Mitgliedstaaten in keiner 
Weise die Käufer und Verkäufer bei der freien 
Wahl ihres Vertragspartners. 

Artikel 23 

Die Französische Republik wird ermächtigt, in 
einer bestimmten Vermarktungsstufe eine Beihilfe 
zu gewähren, um den Verbraucherpreis für Reis und 
Bruchreis in den französischen Überseedepartements 
zu senken, vorausgesetzt, daß diese Beihilfe ohne 
Diskriminierung nach dem Ursprung der Erzeug- 
nisse gewährt wird. 

Artikel 24 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
zur Durchführung dieser Verordnung notwendigen 
Angaben nach den nach dem Verfahren des Arti- 
kels 25 festgelegten Einzelheiten mit. 

Artikel 25 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates den durch Artikel 23 
der Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats vom 
. . . 1967 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide eingesetzten Verwaltungsausschuß für 
Getreide - — im folgenden „Ausschuß" genannt. 

Alle Bestimmungen von Artikel 23 der vorge- 
nannten Verordnung betreffend diesen Ausschuß 
bleiben anwendbar. 


2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb einer 
Frist, die der Vorsitzende entsprechend der Dring- 
lichkeit der zu prüfenden Frage bestimmen kann, 
Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehr- 
heit von zwölf Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. 

Entsprechen diese Maßnahmen jedoch nicht der 
Stellungnahme des Ausschusses, so werden sie dem 
Rat von der Kommission alsbald mitgeteilt; in die- 
sem Fall kann die Kommission die Anwendung der 
von ihr beschlossenen Maßnahmen bis zur Dauer 
von höchstens einem Monat nach dieser Mitteilung 
aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 26 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 27 

Am Ende der Übergangszeit beschließt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungs- 
verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags 
unter Berücksichtigung der erworbenen Erfahrungen 
über die Aufrechterhaltung oder Änderung der Be- 
stimmungen des Artikels 25. 

Artikel 28 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu- 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrags 
genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 29 

Der in Artikel 1 1 Absatz 2 vorgesehene Zusatz- 
betrag und die in Artikel 12 Absatz 2 vorgesehene 
Prämie werden als Abschöpfungen gegenüber drit- 
ten Ländern im Sinne von Artikel 1 1 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 130/66/EWG des Rats vom 26. Juli 
1966 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik angesehen '). 

Artikel 30 

1. Sollten Übergangsbestimmungen erforderlich 
sein, um den Übergang von der durch die Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG eingeführten Regelung zu der 

] ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, Seite 2965 66 
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Regelung dieser Verordnung zu erleichtern, und 
zwar insbesondere für den Fall, daß die Anwendung 
dieser neuen Regelung zum vorgesehenen Zeitpunkt 
bei bestimmten Erzeugnissen auf erhebliche Schwie- 
rigkeiten stoßen würde, so werden diese Maßnah- 
men nach dem Verfahren des Artikels 25 erlassen. 
Sie sind spätestens 31. August 1968 anwendbar. 

2. Abweichend von Artikel 2 werden die dort ge- 
nannten Preise und Standardqualitäten für das Reis- 
wirtschaftsjahr 1967/68 vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags festgesetzt. 


Artikel 31 

Diese Verordnung wird mit Ausnahme der in 
Artikel 30 vorgesehenen Maßnahmen, die schon 
ab . . . ') zur Anwendung gebracht werden können, 
ab 1. September 1967 angewendet. 

Die Verordnung Nr. 16/64/EWG wird am 1. Sep- 
tember 1967 aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

: ‘) Datum, das dem 20. Tag nach der Veröffentlichung die- 
ser Verordnung entspricht. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang 


Begriffsbestimmungen 


1. Reis: Die in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Er- 
zeugnisse. 

2. a) Rohreis (Paddy-Reis) : Reis in der Strohhülse, 

d. h. Reis, dessen Körner noch von den Stroh- 
hülsen (Spelzen) umgeben sind. 

b) Geschälter Reis: Reis als nur enthülste Kör- 
ner, d. h. Reis, von dessen Körner die Stroh- 
hülsen (Spelzen) entfernt sind und der keine 
mechanische Bearbeitung zur teilweisen oder 
vollständigen Entfernung des Perikarps er- 
fahren hat. Hierunter fällt insbesondere Reis, 
der unter den Handelsbezeichnungen „Braun- 
Reis", „Cargo-Reis", „Loonzain-Reis“ und 
„riso sbramato“ bekannt ist. 

c) Halbgeschliifener Reis: Reis, von dem nur 
zum Teil das Perikarp entfernt worden ist. 

d) Vollständig geschliffener Reis: Reis, von dem 
das Perikarp vollständig entfernt worden ist, 
selbst wenn er noch weiße Längsrillen auf- 
weist. 

3. a) Rundhörniger Reis: Reis, dessen Körner zu 

mindestens 90 v. H. eine Länge bis zu 5,2 mm 


haben und deren Verhältnis Länge Breite 
unter 2 liegt. 

b) Langkörniger Reis: Reis, der nicht die unter 
a) aufgeführten Merkmale hat. 

Die Messung der Reiskörner erfolgt auf der 
Grundlage von vollständig geschliffenem Reis 
nach folgender Methode: 

— Der Reismenge ist eine repräsentative Probe 
zu entnehmen. 

— Die Probe ist durch Sieben zu sortieren, um 
nur ganze Körner zu erhalten. 

— Es sind zwei Messungen mit jeweils 100 
Gramm durchzuführen und der Durchschnitt 
auszurechnen. 

— Die Ergebnisse sind in mm festzulegen und 
auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma 
ab- oder aufzurunden. 

4. Bruchreis: Gebrochene Reiskörner. 

5. Quellmehl: Mehl, dessen Stärke durch Wärme- 
behandlung oder sonstige Verfahren aufgeschlos- 
sen worden ist. 
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Begründung 


1. Die vom Ministerrat am 26. Juli 1966 beschlos- I 
sene Errichtung eines gemeinsamen Reispreis- 
niveaus innerhalb der Gemeinschaft gibt die Mög- 
lichkeit, durch Vereinheitlichung des Markts dieses 
Erzeugnisses seine Organisation weitgehend zu ver- 
einfachen. 

So können alle Bestimmungen, die den zwischen 
den Mitgliedstaaten bestehenden Preisunterschieden 
Rechnung tragen sollen, wegfallen; insbesondere 
kann die Unterscheidung zwischen Erzeugermit- 
gliedstaaten und Nichterzeugermitgliedstaaten fal- 
lengelassen werden. 

2. Der Vorschlag der Kommission über die gemein- 
same Marktorganisation umfaßt drei Teile: 

- — - Teil I über die Preisregelung 

— Teil II über die Handelsregelung 

— Teil III über allgemeine Bestimmungen. 

! 

3. Es ist vorgesehen, alle wichtigen Maßnahmen, 
die infolge ihrer wirtschaftlichen Auswirkungen auf 
nationaler oder internationaler Ebene einen hoch- 
politischen Charakter haben, der Zuständigkeit des 
Rats und der Versammlung zu unterstellen, wobei 
die Entscheidungen nach dem Verfahren von Arti- 
kel 43 des Vertrags erlassen werden. 

Wichtige Maßnahmen, die jedoch nicht den gleichen 
politischen Charakter haben, werden dem Rat zur j 
Entscheidung gemäß dem in Artikel 43 Absatz 2 des i 
Vertrags vorgesehenen Abstimmungsverfahren vor- 
geschlagen. Dabei handelt es sich insbesondere um 
allgemeine Regeln für die einzelnen Bestimmungen 
der Marktorganisation. 

Bezüglich der übrigen Maßnahmen, die erforderlich 
sind, um die vom Rat gemäß dem obigen Verfahren 
zu treffenden Entscheidungen in Kraft zu setzen, 
wird vorgeschlagen, daß diese der Zuständigkeit der 
Kommission unterstehen sollen, und zwar entweder 
unmittelbar oder nach Stellungnahme des Verwal- 
tungsausschusses für Getreide nach dem bisherigen 
Verfahren im Rahmen der für die Verwaltungsaus- 
schüsse geltenden Regelung. 

Preisregelung 

4. Der Rat setzt für die Gemeinschaft auf Vorschlag 
der Kommission und nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrags jährlich einen Grundrichtpreis 
fest, der einer bestimmten Standardqualität ent- 
spricht. 

Dieser Grundrichtpreis wird ohne Steuern auf einem 
Niveau, das dem Einkaufspreis des Großhandels 
entspricht, bei freier Anlieferung an das Lager des 
Großhandelsbetriebes, aber nicht abgeladen, am 
Handelsplatz der Zone mit dem größten Zuschuß- 
bedarf der Gemeinschaft, nämlich Duisburg, fest- 
gesetzt. 


Der Richtspreis hat durch das Marktpreisniveau, das 
durch ihn an den betreffenden Handelsplatz und auf 
der betreffenden Handelsstufe erreicht werden kann, 
Bedeutung für eine allgemeine Ausrichtung der 
Produktion; die jeder Besitzer von Reis auf den ge- 
nannten Handelsplätzen und Handelsstufen sowie 
unter den genannten Bedingungen von den Inter- 
ventionsstellen erhalten kann. 

Die Tatsache, daß sowohl auf dem Weltmarkt wie 
auch in der Gemeinschaft der Reishandel eher mit 
bereits geschältem Reis (geschälter Reis) als mit un- 
geschältem Reis (Paddy-Reis) erfolgt, rechtfertigt es, 
für die Festsetzung des Richtpreises geschälten Reis 
und für die Festsetzung des Interventionspreises 
Paddy-Reis zu wählen. Die Differenz zwischen die- 
sen beiden Preisen muß somit mittels eines Grund- 
richtspreises für Paddy-Reis dem Umrechnungssatz 
zwischen diesen beiden Stufen sowie den Verarbei- 
tungskosten und dem Wert der Nebenprodukte 
Rechnung tragen; dieser Unterschied muß außerdem 
den vom Rat in Artikel 22 der Verordnung Nr. 16/ 
64,'EWG bereits beschlossenen Bestandteil von 
4 v. H. berücksichtigen. 

5. Der Rat muß jährlich bis zum 1. September auf 
Vorschlag der Kommission den Richtpreis und den 
Interventionspreis festsetzen, wobei die festgesetz- 
ten Preise nur für das im folgenden Jahr begin- 
nende Reiswirtschaftsjahr gelten. Durch diese Frist 
wird die Möglichkeit gegeben, die Produktion ent- 
sprechend dem vom Rat gewollten Preisbedingun- 
gen anzupassen. 

6. Die Festsetzung eines Grundrichtpreises stellt 
zwar für die Ausrichtung des Marktes einen wesent- 
lichen Faktor dar, reicht jedoch nicht aus, um die Er- 
zeuger der ganzen Gemeinschaft über ihre tatsäch- 
lichen Verkaufsmöglichkeiten in einem bestimmten 
Stadium und folglich auch über die Maßnahmen zu 
unterrichten, die sie an ihrem Standpunkt für die 
Produktion treffen können. 

So müssen vom Rat für die wesentlichsten Handels- 
plätze der Gemeinschaft und von der Kommission 
für die anderen Handelsplätze Interventionspreise 
festgesetzt werden, die vom Grundrichtpreis abge- 
leitet sind und den Erzeugern die Gewähr bieten, 
daß der Marktpreis an Ort und Stelle nicht unter ein 
Mindestniveau sinken wird. Diese Preise werden so 
festgesetzt, daß der Reis aus den Überschußgebieten 
in die Zuschußgebiete entsprechend den Erfordernis- 
sen des Markts frei zufließen kann. 

Der Rat setzt insbesondere — wie er dies bereits 
am 26. Juli 1966 für Arles und Vercelli getan hat — 
für jeden Erzeugermitgliedstaat den Handelsplatz 
fest, für den der niedrigste abgeleitete Interven- 
tionspreis gilt, sowie diesen Preis. Dadurch haben 
die Erzeuger die Möglichkeit, im Verhältnis zur 
Großhanrielsstufe, auf der diese Preise festgesetzt 
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sind, und für die Standardqualität, die für die 
Grundpreise berücksichtigt wurde, ihre künftigen 
Produktions- und Vermarktungsmöglichkeiten abzu- 
schätzen. 

Die Kommission bestimmt die Handelsplätze, tür 
die neben Arles und Vercelli die abgeleiteten Inter- 
ventionspreise festgesetzt werden. Angesichts der 
Versorgungslage der Gemeinschaft bei Reis und der 
Lokalisierung der Anbauzonen, die sehr begrenzt 
sind und relativ nahe beieinanderliegen, ist es ge- 
rechtfertigt, daß, solange sich an diesen Bedingun- 
gen nichts ändert, die abgeleiteten Interventions- 
preise für diese anderen Handelsplätze die gleichen 
sind wie die für Arles in Frankreich und Vercelli in 
Italien. 

7. Der Rat muß bis zum 1. Mai 1967 die Regeln 
für die Bestimmung der anderen als der von ihm 
bereits festgesetzten Handelsplätze, die er in jedem 
Wirtschaftsjahr festsetzen muß, wie auch die Regeln 
für die Ableitung sämtlicher Interventionspreise 
im Verhältnis zu den Grundinterventionspreisen 
erlassen. 

8. Die Rieht- und Interventionspreise weiden über 
das gesamte Vermarktungsjahr oder einen Teil des- 
selben monatlich gestaffelt. Damit wird erreicht, daß 
die Lieferung von in der Gemeinschaft erzeug- 
tem Reis nicht je nach dem Marktbedarf über das j 
gesamte Wirtschaftsjahr verteilt und nicht unter j 
dem Druck der bei der Ernte anfallenden großen 
Mengen erfolgt. 

Die Anzahl und Höhe der Zuschläge werden so fest- 
gesetzt, daß sie einen Absatz der Reisbestände ent- 
sprechend den Markterfordernissen gewährleisten 
und dabei gleichzeitig die Lager- und Kreditkosten 
für die Einlagerung von Reis innerhalb der Gemein- 
schaft berücksichtigen, welche ermöglichen, daß der 
Reis in dem Zustand gelagert und geliefert wird, der 
den für die Standardqualität aufgestellten Normen 
entspricht. 

9. Damit die Interventionspreise die ihnen zuge- 
wiesene Aufgabe füllen, müssen die Interventions- 
stellen die Verpflichtung übernehmen, in der Ge- 
meinschaft geernteten Reis, für den Interventions- 
preise festgesetzt werden, dann aufzukaufen, wenn 
er ihnen angeboten wird, jedoch unter dem Vor- 
behalt, daß er den zuvor für die Gemeinschaft be- 
stimmten und innerhalb der gesamten Gemeinschaft 
geltenden Voraussetzungen, insbesondere in quanti- 
tativer Hinsicht entspricht. 

Die Interventionsstellen kaufen zum Interventions- 
preis. Dabei berücksichtigen sie jedoch das Verhält- 
nis der tatsächlichen Qualität des Angebots zur 
Standardqualität durch Erhebung von Ausgleichs- 
beträgen je nach der Sorte und durch Anwendung 
von Zu- oder Abschlägen, je nachdem, ob die ange- 
botene Qualität besser oder schlechter als die Stan- 
dardqualität ist. 

Die Interventionsstellen geben die nach diesen 
Grundsätzen aufgekauften Reismengen entweder 
tür die Ausfuhr oder zur Versorgung des Binnen- 
markts ab, und zwar, um Wettbewerbsverzerrungen 
und Marktstörungen zu vermeiden, nach den Ver- 


fahren und unter den Bedingungen, die für die Ge- 
meinschaft festgesetzt worden sind und in der ge- 
samten Gemeinschaft gelten. 

10. Da die monatliche Staffelung der Preise be- 
wirkt, daß das Preisniveau der Lagerbestände zum 
Ende des Wirtschaftsjahrs über dem zu Beginn des 
neuen Wirtschaftsjahrs gültigen Niveau liegt, wür- 
den sich die Verbraucher und der Handel veranlaßt 

i sehen, ihre Käufe bereits lange vor dem Ende des 

| Wirtschaftsjahrs einzustellen bzw. auf das äußerste 
Minimum zu reduzieren, um bei einem Preisbruch 
keine Wertminderung zu erleiden. Die Besitzer von 
Vorräten ihrerseits würden sich veranlaßt sehen, 
diese abzustoßen, indem sie die Vorräte an die 
Interventionsstellen liefern. 

Um die Nachteile zu vermeiden, die sich aus einer 
solchen Praxis sowohl für die regelmäßige Versor- 
gung des Markts als auch finanziell für die Inter- 
ventionsstellen ergeben könnten, wird für Reis, der 
in der Gemeinschaft geerntet wurde und am Ende 
des Wirtschaftsjahrs noch vorrätig ist, eine Über- 
gangsvergütung gewährt. Diese Übergangsvergü- 
tung darf höchstens den Unterschied zwischen dem 
Grundrichtpreis des letzten Monats des alten und 
dem des ersten Monats des neuen Wirtschaftsjahrs 
decken. 

Der Höchstbetrag der vorgesehenen Vergütung wird 
ebenfalls für die Mengen Paddy-Reis gewährt, die 
nach dem 1. September und bis zu einem gemein- 
schaftlich noch zu bestimmenden Zeitpunkt nach 
dritten Ländern ausgeführt werden. 

11. Da die Stärkeherstellung in der Gemeinschaft 
zur Aufrechterhaltung ihrer normalen Absatzmög- 
lichkeiten für Getreide und Kartoffelstärke gezwun- 
gen sind, Preise anzuwenden, die gegenüber den 
Ersatzprodukten wettbewerbsfähig sind, muß der 
Preis der verwendeten Grundstoffe auf eine Höhe 
begrenzt werden, die diesen Erfordernissen Rech- 
nung trägt. 

Da die für den verwendeten Bruchreis festgesetzten 
Preise höher liegen, wird für Bruchreis, der von der 
Slärkeindustrie verwendet wird, eine Erstattung bei 
der Erzeugung gewährt, wie dies für Mais und 
Weichweizen geschah. Für Kartoffelstärke wird eine 
gleichwertige Erstattung gewährt, damit zwischen 
den in der Gemeinschaft hergestellten stärkehalti- 
gen Erzeugnissen das Gleichgewicht aufrechterhal- 
ten bleibt, das vor Einführung der Abschöpfungs- 
regelung bestand. 

Angesichts der besonderen Lage auf dem Quell- 
mehlmarkt wird ferner eine ähnliche Maßnahme für 
Bruchreis, der für die Quellmehlindustrie bestimmt 
ist, vorgesehen. ■ 

Handelsregelung 

12. Durch die Einführung eines gemeinsamen Preis- 
niveaus wird die Handelsregelung auf Einfuhren aus 
und Ausfuhren nach dritten Ländern begrenzt, da 
die Lieferungen von Reis und Bruchreis innerhalb 
der Gemeinschaft nicht mehr den sich aus der Ab- 
schöpfungsregelung ergebenden Verwaltungsforma- 
litäten unterliegen. 
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13. Im Handel mit dritten Ländern bleibt die seit 
der schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Reis geltende Regelung der 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen bestehen. 

Die Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen, die bisher nur 
für die Grenzübergangsorte der einzelnen Mitglied- 
staaten gültig waren, müssen jedoch infolge der 
Existenz eines gemeinsamen Markts für jeden Ein- 
fuhr- oder Ausfuhrort der Gemeinschaft gültig sein, 
unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat sie 
ausgestellt werden. 

14. Das gemeinsame Niveau der Reispreise hat 
unmittelbar zur Folge, daß im Handel mit dritten 
Ländern ein einziger Abschöpfungsbetrag für die 
ganze Gemeinschaft festgesetzt wird. 

Der Abschöpfungsbetrag ist für die drei wichtigsten 
Erzeugnisse dieses Marktes (geschälter Reis, ge- 
schliffener Reis und Bruchreis) gleich der Differenz 
zwischen dem jeweiligen Schwellenpreis und dem 
Cif-Preis, die beide für Rotterdam berechnet werden, 
da dies der repräsentativste Hafen zur Versorgung 
von Duisburg ist. 

Für die anderen Erzeugnisse dieses Sektors (Paddy- 
Reis, halbgeschliffener Reis, Verarbeitungserzeug- 
nisse) wird der Abschöpfungsbetrag an Hand der 
Abschöpfung berechnet, die für dasjenige der -drei 
Grunderzeugnisse gilt, hinsichtlich der Verarbei- 
tungsstufe diesen anderen Erzeugnissen am näch- 
sten kommt. 

15. Der gemeinsame Schwellenpreis für geschälten 
Reis wird für die gleiche Standardqualität festge- 
setzt wie der Grundrichtpreis. Er wird so berechnet, 
daß auf dem Markt von Duisburg der Preis für 
eingeführten geschälten Reis unter Berücksichtigung 
der Qualitätsunterschiede auf der Höhe des Grund- 
richtpreises dieses Erzeugnisses liegt, unabhängig 
von dem Monat des Vermarktungsjahrs, wobei den 
dafür geltenden monatlichen Zuschlägen Rechnung 
getragen wird. 

Der gemeinsame Schwellenpreis für geschliffenen 
Reis wird für die gleiche, für geschliffenen Reis 
geltende Standardqualität an Hand des umgerech- 
neten Schwellenpreises für geschälten Reis unter 
Berücksichtigung des Umrechnungssatzes zwischen 
diesen beiden Stufen sowie der Verarbeitungs- 
kosten und des Werts der Nebenprodukte festge- 
setzt und um einen zum Schutz der Reisindustrie 
bestimmten Betrag erhöht. 

Der Schwellenpreis für Bruchreis wird für eine 
Standardqualität festgesetzt, die der Qualität von 
Bruchreis entspricht, welche aus einer Verarbeitung 
innerhalb der Gemeinschaft hervorgegangen ist. Da- 
bei wird zugleich die Höhe des Schwellenpreises 
für geschälten Reis, aus dem Bruchreis gewonnen 
werden kann, und die Höhe des Schwellenpreises 
für Mais, den sowohl die Erzeuger als auch die Her- 
steller als Ersatzprodukt verwenden können, berück- 
sichtigt. 

16. Während seit 1964 jeder Mitgliedstaat ver- 
pflichtet war, die anwendbaren Abschöpfungnsbe- 


träge wegen der unterschiedlichen Schwellenpreise 
und Cif-Preise zu berechnen, muß mit der Verein- 
heitlichung dieser Preise für die gesamte Gemein- 
schaft nunmehr die Kommission die Abschöpfungs- 
beträge festsetzen und ändern. 

17. Als Abschöpfungsbetrag wird weiterhin grund- 
sätzlich der am Tag der Einfuhr geltende Betrag er- 
hoben. 

Damit jedoch auf dem Reichsmarkt die erwünschte 
Elastizität aufrechterhalten werden kann, ohne daß 
dadurch der Markt von in der Gemeinschaft er- 
zeugtem Reis gefährdet wird, kann die Abschöpfung 
mit gewissen Berichtigungen, durch die insbeson- 
dere die Schwankung auf den Terminmärkten abge- 
fangen und die Staffelung der Schwellenpreise be- 
rücksichtigt wird, im voraus festgesetzt werden. 

18. Der Umfang der Produktion sowie der Einfuhr- 
bedarf an bestimmten Reisqualitäten in der Gemein- 
schaft machen den Handel mit dritten Ländern not- 
wendig. 

Da die Preise der Gemeinschaft über den Welt- 
marktpreisen liegen, kann Reis nur ausgeführt wer- 
den, wenn für die Ausfuhr eine Erstattungsregelung 
eingeführt wird. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den einzelnen Händlern der Gemeinschaft 
auf dem Weltmarkt müssen die Erstattungen bei 
der Ausfuhr für die Gemeinschaft einheitlich fest- 
gesetzt werden und in der gesamten Gemeinschaft 
nadi Regeln des Vertrags noch zu bestimmen sind, 
angewendet werden. 

Da die Erstattung nicht bewirken darf, daß die Er- 
zeugnisse der Gemeinschaft zu Preisen auf den 
Weltmarkt gelangen, die unter den Preisen dieses 
Marktes liegen soll, sondern dahin führen soll, daß 
die Gemeinschaftserzeugnisse auf diesem Markt 
wettbewerbsfähig sind, scheint es notwendig, bei 
der Ausfuhr eine Erstattung zu gewähren, die die 
Differenz zwischen dem Gemeinschaftspreis und dem 
Weltmarktpreis ausgleicht. 

Da die Notierungen und die Weltmarktpreise wie 
die Preise innerhalb der Gemeinschaft schwanken, 
müssen die Verfahren zur Festsetzung der Erstattun- 
gen elastisch sein, dabei jedoch den Gemeinschafts- 
charakter wahren. Das Verwaltungsausschußverfah- 
ren scheint ganz allgemein das geeignete Verfahren 
hierfür zu sein. 

19. Es besteht die Gefahr, daß zwischen den Händ- 
lern der Gemeinschaft Wettbewerbsverzerrungen 
dadurch verursacht werden, daß neben der Erstat- 
tungsregelung gleichzeitig bestimmte noch nicht 
harmonisierte Maßnahmen der einzelstaatlichen 
Zollgesetzgebung bestehen, durch welche Reis der 
einzelnen Verarbeitungsstufen in die Gemeinschaft 
gelangen kann, lür den die Abschöpfung ausgesetzt 
worden ist. 

Solange Bestimmungen für die Aussetzung der Ab- 
schöpfung auf nationaler Ebene bestehenbleiben 
und noch nicht harmonisiert sind, sollte zur Ver- 
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meidung von Wettbewerbsverzerrungen entweder 
die Anwendung dieser Bestimmungen untersagt oder 
bis zur Harmonisierung der nationalen Bestimmun- 
gen Regeln hinsichtlich der Verarbeitungskoeffizien- 
ten und der Abschöpfungen auf jene Erzeugnisse, 
die zum freien Verkehr abgefertigt worden sind, 
erlassen werden. 

20. Da die Richtpreise auf dem Weltmarkt stark 
und unmittelbar von den verfügbaren Mengen eini- 
ger Exportländer beeinflußt werden, könnten bei 
einer Verknappung derartige Preissteigerungen ein- 
treten, daß die Schwellenpreise der Gemeinschaft 
beträchtlich überschritten werden. Würde eine 
solche Lage anhalten, so könnten sich bei einem zu 
starken Anstieg schwerwiegende Folgen für die 
Versorgung und die Höhe der Verbraucherpreise 
ergeben. Um einer derartigen Situation möglichst 
weitgehend begegnen zu können, scheint es notwen- 
dig vorzusehen, daß der Rat in diesem Falle alle 
von ihm als erforderlich erachteten Maßnahmen 
treffen kann. 

21. Um andererseits zu vermeiden daß die Ziele 
der gemeinsamen Marktorganisation für Reis durch 
schwerwiegende Störungen, die sich möglicherweise 
aus den Ein- und Ausfuhren ergeben, gefährdet 
werden könnten, müßten unmittelbar alle Maßnah- 
men, durch die einer derartigen Situation zu begeg- 
nen ist, im Rahmen gemeinsam beschlossener 
Regeln erlassen werden können. 


Allgemeine Bestimmungen 

22. Da die Abschöpfungsregelung im Handelsver- 
kehr innerhalb der Gemeinschaft fortfällt, muß ver- 
mieden werden, daß durch Umgehungen Hinder- 
nisse entstehen, die sowohl den freien Warenver- 
kehr wie auch die freie Wahl der Handelspartner 
behindern, oder daß hinsichtlich der Abschöpfung 
Toleranzen zugelassen werden, welche die Markt- 
bedingungen verfälschen könnten. 

23. Angesichts der geographischen Lage und der 
sozialen Bedingungen in den französischen über- 
seeischen Departements ist die Möglichkeit vorzu- 
sehen, eine Beihilfe für den Reisverbrauch in diesen 
Departements zu gewähren. 

24. Um die Entwicklung sowohl auf den Weltmärk- 
ten als auch auf den Märkten der Gemeinschaft 
verfolgen zu können, ist es unerläßlich, daß die 
Mitgliedstaaten der Kommission die erforderlichen 
Informationen im Rahmen der gemeinschaftlich fest- 
gelegten Modalitäten zur Verfügung stellen. 

25. Da die seit 1962 gewonnenen Erfahrungen die 
Wirksamkeit des Verwaltungsausschußverfahrens 
gezeigt haben, wird hier keine Neuerung eingeführt. 

26. Um ohne Schwierigkeiten von der zur Zeit in 
den Mitgliedstaaten geltenden Regelung zur Rege- 
lung der gemeinsamen Reispreise überzugehen, muß 
die Möglichkeit vorgesehen werden, alle erforder- 
lichen Übergangsmaßnahmen zu treffen. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Regelung für Reis und Bruchreis mit Ursprung in den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar und den 
überseeischen Ländern und Gebieten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch das Abkommen über die Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar *) hat sich die Gemeinschaft verpflichtet, bei 
der Gestaltung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die 
Interessen dieser assoziierten Staaten in bezug auf 
die den europäischen Erzeugnissen gleichartigen 
und mit ihnen konkurrierenden Erzeugnisse zu be- 
rücksichtigen. 

Nach dem Beschluß des Rats vom 25. Februar 
1964 über die Assoziation der überseeischen Länder 
und Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 2 ) besteht bezüglich der Interessen dieser 
Länder und Gebiete die gleiche Verpflichtung. 

Die in Artikel 11 des Assoziierungsabkommen 
vorgesehenen Konsultationen haben stattgefunden. 

Durch die Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats 
vom . . . 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Reis 3 ) wird eine Abschöpfungsregelung 
eingeführt, die an die Stelle aller sonstigen Schutz- 
maßnahmen an der Grenze tritt. 

Nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 121/64/EWG 
des Rats vom 22. September 1964 über die Regelung 
für Reis und Bruchreis mit Ursprung in den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar und 
den überseeischen Ländern und Gebieten 4 ) wird 
gegenüber diesen Ländern ein niedrigerer Abschöp- 
fungsbetrag erhoben, der auf der Grundlage des im 
innergemeinschaftlichen Handel anwendbaren Ab- 
schöpfungsbetrages berechnet wird. 


ß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, Seite 1431/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, Seite 1472/64 

3 ) Verordnung, die am 1. September 1967 an die Stelle 
der Verordnung 16/64/EWG treten soll. 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 147 
vom 29. September 1964, Seite 2383/64 


Die Abschöpfungsregelung wird vom 1. September 
1967 an zwischen den Mitgliedstaaten nicht mehr 
angewendet. 

Deshalb muß für Reis und Bruchreis aus dem 
AASM und dem ÜLG eine neue Regelung eingeführt 
werden, deren Zweck es sein muß, den Handel 
zwischen den assoziierten Staaten und Gebieten und 
den Mitgliedstaaten auszuweiten. 

Die von der Gemeinschaft übernommene Ver- 
pflichtung kann dadurch erfüllt werden, daß für die 
Einfuhr von geschältem Reis, Rohreis und Bruchreis 
aus dem AASM und den ÜLG neben einer Ver- 
ringerung der Abschöpfung entsprechend derjenigen 
für geschälten Reis eine weitere Verringerung in 
Höhe des für die Reisindustrie vorgesehenen 
Schutzbetrags gewährt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von Artikel 10 der Verordnung Nr. 
. . ./64/EWG 5 ) wird bei der Einfuhr von Reis und 
Bruchreis mit Ursprung in den assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar und den über- 
seeischen Ländern und Gebieten eine Abschöpfung 
erhoben, die der Abschöpfung auf Einfuhren aus 
dritten Ländern abzüglich folgender Beträge ent- 
spricht: 

a) bei geschältem Reis abzüglich eines Betrages von 
0,25 RE/100 kg; 

b) bei Rohreis abzüglich eines an Hand des Um- 
rechnungssatzes zwischen geschältem Reis und 
Rohreis berichtigten Betrages von 0,25 RE/100 
kg; 

c) bei halbgeschliffenem Reis abzüglich 

— eines an Hand des Umrechnungssatzes zwi- 
schen geschältem Reis und halbgeschliffenem 
Reis berichtigten Betrags von 0,25 RE/ 100 kg 
und 

— des in Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG 5 ) genannten Schutzbetrages: 


5 ) Verordnung über die gemeinsame Marktorganisation 
für Reis 
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d) bei geschliffenem Reis abzüglich 

— eines an Hand des Umrechnungssatzes zwi- 
schen geschältem Reis und geschliffenem Reis 
berichtigten Betrags von 0 r 25/RE/100 kg und 

— des in Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung 

Nr '67 EWG ö ) genannten Schutzbetrages; 

e) bei Bruchreis abzüglich eines Betrages von 0,18 

RE/ 100 kg. 

Artikel 2 

Jede von der Kommission nach Artikel 21 der 
Verordnung Nr. . . ./67/EWG getroffene Entschei- 
dung wird den betreffenden assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar mitgeteilt, 

8 ) Verordnung über die gemeinsame Marktorganisation 
für Reis 


Artikel 3 

Für Einfuhren aus den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar und aus den überseeischen 
Ländern und Gebieten gilt die Einfuhrlizenz vom 
Zeitpunkt ihrer Erteilung bis zum Ablauf des vier- 
ten Monats, der auf den Monat der Lizenzerteilung 
folgt. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1967 in 
Kraft. Sie wird bis zum 31. Mai 1969 angewandt. 

Die Verordnung Nr. 121/64/EWG wird am 1. Sep- 
tember 1967 aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Mit der Verordnung Nr. 121/64/EWG vom 
22. September hat der Rat eine Regelung für die 
Einfuhr von Reis und Bruchreis aus dem AASM und 
den ÜLG in die EWG aufgestellt. 

Diese Regelung war an verschiedene Aspekte der 
für den innergemeinschaftlichen Handel mit diesen 
Erzeugnissen geltenden Regelung geknüpft. 

2. In seiner Entschließung vom 26. Juli 1966 hat 
der Rat die gemeinsamen Reispreise festgesetzt, die 
vom 1. September 1967 an gelten. 

Da von diesem Zeitpunkt an die Abschöpfungsrege- 
lung zwischen den Mitgliedstaaten entfällt, muß der 


Rat gemäß Artikel 5 der Verordnung Nr. 121/64/ 
EWG bestimmen, welche Regelung vom 1. Septem- 
ber 1967 an bis zum Ablauf der Geltungsdauer des 
Assoziierungsabkommens am 31. Mai 1969 bei der 
Einfuhr von Reis und Bruchreis aus dem AASM und 
den ÜLG gelten soll. 

3. Gegenüber der bei Einfuhren aus dritten 
Ländern anwendbaren Abschöpfung wird vorge- 
schlagen, diese Abschöpfungen bei geschältem Reis, 
Rohreis (Paddy-Reis), halbgeschliffenem Reis, ge- 
schliffenem Reis und Bruchreis um gewisse Pausch- 
beträge zu verringern, deren Höhe unter Berück- 
sichtigung der bisher vorgenommenen Verringerun- 
gen festgesetzt wird. 


•ie- 


19 



